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W242 2191063-1/29E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Heumayr als Einzelrichter Uber die Beschwerde der
XXXX , geb. XXXX , StA. Iran, vertreten durch den Verein Menschenrechte Osterreich, 1090 Wien, Alser StraRe 20, gegen
den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom XXXX , ZI. XXXX , nach Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung, zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX XXXX gemaR & 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status der Asylberechtigten
zuerkannt. GemaR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass XXXX XXXX kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.

B)

Die Revision ist gemal § 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz, BGBI. Nr. 1/1930 (B-VG), nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:
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Die Beschwerdefuhrerin, eine Staatsangehdrige des Iran, stellte am XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz in
Osterreich.

Am selben Tag fand vor einem Organ des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes ihre niederschriftliche Erstbefragung statt.
Dabei gab die Beschwerdeflihrerin an, sie habe am XXXX 2017 ihre Heimatstadt Teheran nach Erhalt eines Visums legal
per Direktflug nach Wien verlassen. Zu ihren Fluchtgrinden befragt fihrte die Beschwerdefihrerin aus, dass sie mit
einem christlichen Mann zusammenlebe, den sie heiraten wolle. Deshalb werde sie von ihrer Familie, die gegen die
Heirat sei, bedroht.

Am 06.02.2018 folgte schlief3lich die niederschriftliche Einvernahme der Beschwerdefuhrerin vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl im Beisein eines Dolmetschers fur die Sprache Farsi. Befragt zu ihrem Fluchtgrund brachte
die Beschwerdefihrerin im Wesentlichen vor, dass ihre Familie mit der geplanten Heirat nicht mehr einverstanden
gewesen sei, als sie davon erfahren habe, dass ihr zukUnftiger Ehemann Christ sei. Seitdem werde sie von dieser nicht
mehr akzeptiert. Konkret habe sie ein Cousin damit bedroht, dass er sie umbringen werde, wenn sie in den Iran

zurlckkehre.

Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl den Antrag der
Beschwerdefiihrerin auf internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten
(Spruchpunkt 1.) als auch bezlglich der Zuerkennung des Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Iran (Spruchpunkt Il.) ab und erteilte der Beschwerdeflhrerin auch keinen Aufenthaltstitel aus
bertcksichtigungswurdigen  Grinden  (Spruchpunkt 1ll.). Gegen die Beschwerdefihrerin wurde eine
Ruckkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt IV.) und festgestellt, dass ihre Abschiebung in den Iran zulassig sei
(Spruchpunkt V.). Die Frist fur die freiwillige Ausreise wurde mit 14 Tagen ab Rechtskraft der Entscheidung festgesetzt
(Spruchpunkt VI.).

Begrindend fuhrte die belangte Behdrde im Wesentlichen aus, dass die Beschwerdefihrerin ihre Fluchtgrinde nicht
glaubhaft machen konnte. Eine reale Gefahr, welche die Gewahrung von subsididrem Schutz rechtfertigen wirde,
drohe der Beschwerdefiihrerin nicht. Da die Beschwerdefthrerin ihr Familienleben in Osterreich zu einem Zeitpunkt
begrindet habe, zu dem der Ausgang ihres Verfahrens ungewiss gewesen sei, bestehe zudem kein schitzenswertes
Privat- und Familienleben.

Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefuhrerin fristgerecht Beschwerde und brachte erganzend vor, dass die
Feststellungen der Behérde nicht der amtswegigen Ermittlungspflicht entsprechen wiirden, da die Beschwerdefihrerin
bei ihrer Einvernahme den Dolmetscher nicht ausreichend verstanden habe. Fiir die Konversion musse sie im Falle der
Rickkehr mit staatlichen Sanktionen, insbesondere mit der Todesstrafe rechnen. Seit ihrer Ankunft wohne sie bei
ihrem Ehemann und werde auch finanziell von ihm unterstitzt. Zudem besuche sie wochentlich einen Deutschkurs
und wolle kiinftig als Architektin arbeiten.

Am 02.11.2018 legte die Beschwerdeflhrerin dem Bundesverwaltungsgericht eine Religionsaustrittsbestatigung sowie
ein Taufzeugnis vor.

Mit Schriftsatz vom 05.04.2019 beantragte die Beschwerdeflhrerin die Einvernahme des Vorstandsvorsitzenden der
Freikirche XXXX zum Beweis fur ihre Konversion, Ubermittelte Nachweise zu ihren Sprachkenntnissen und
ehrenamtlichen Tatigkeiten und brachte erganzend vor, dass iranische Frauen zahlreichen Diskriminierungen
ausgesetzt seien. Insbesondere erfordere etwa die Heirat oder die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit die Zustimmung
des mannlichen Vormunds bzw. des Ehemannes. Zudem wiirden Frauen haufig Opfer von Gewalttatigkeiten.

A m XXXX flUhrte das Bundesverwaltungsgericht in Anwesenheit eines Dolmetschers fur die Sprache Farsi, einer
Vertreterin der belangten Behorde und im Beisein der Rechtsvertreterin der Beschwerdefiihrerin eine ¢ffentliche
mundliche Verhandlung durch, in welcher die Beschwerdefihrerin ausfihrlich zu ihren persénlichen Umstanden im
Herkunftsstaat, ihren Fluchtgriinden und ihrer Integration in Osterreich befragt sowie der von ihr beantragte Zeuge

einvernommen wurde.

Der aulRerordentlichen Revision der Beschwerdefiihrerin wurde durch den Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis, ZI.
Ra XXXX , vom XXXX , stattgegeben und das angefochtene Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts behoben.
Begrindend wurde ausgefihrt, dass eine begrindende Furcht des Antragstellers vor asylrelevanter Verfolgung
vorliege, sobald nach Auffassung der zustandigen Behorden im Hinblick auf die persdnlichen Umstande des



Antragstellers vernunftigerweise anzunehmen sei, dass er nach Ruckkehr in sein Herkunftsland religiése Betatigungen
vornehmen werde, die ihn der tatsachlichen Gefahr einer Verfolgung aussetzen wirden. Die Tatsache, dass einem
Asylwerber im Herkunftsstaat etwa aufgrund eines Gesetzes Uber Apostasie eine Todes- oder Freiheitsstrafe drohe,
kénne fur sich genommen eine Verfolgung im Sinn von Art. 9 Abs. 1 der Statusrichtlinie darstellen, sofern eine solche
Strafe in dem Herkunftsland, das eine solche Regelung erlassen habe, tatsachlich verhdngt werden wirde. Bei der
Beurteilung eines behaupteten Religionswechsels und der Prifung einer Scheinkonversion komme es nach der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auf die aktuell bestehende Glaubensuberzeugung des Konvertiten an,
die im Rahmen einer Gesamtbetrachtung anhand einer ndheren Beurteilung von Zeugenaussagen und einer
konkreten Befragung des Asylwerbers zu seinen religidsen Aktivitdten zu ermitteln sei. Das Bundesverwaltungsgericht
habe sich unter anderem in seiner Beweiswirdigung mit den Angaben des in der mundlichen Verhandlung
einvernommenen Zeugen, der dem Altestenrat der Freikirche angehére, liberhaupt nicht auseinandergesetzt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Zur Person der Beschwerdefihrerin:

Die Beschwerdefihrerin fuhrt den NamenXXXX und ist am XXXXin Teheran geboren. Sie ist iranische
Staatsangehorige, gehort der Volksgruppe der Perser an, ist verheiratet und hat keine Kinder. Sie spricht flieRend Farsi.
Ihre Identitat steht fest.

Die Beschwerdeflhrerin hat im Iran 12 Jahre die Schule besucht, 6 Jahre Architektur studiert und etwa 8 Monate als
Architektin gearbeitet. Zusatzlich wurde sie von ihrer Familie unterstitzt.

Die Eltern und die zwei Bruder der Beschwerdefiihrerin leben nach wie vor im Iran. Weiters leben dort zwei Onkel und
insgesamt sechs Tanten. Zudem hat die BeschwerdefUhrerin ihre Schwiegereltern im Iran, zu denen sie auch in
Kontakt steht. Die Familie der Beschwerdefiihrerin hat sich von ihr nicht abgewandt.

Die Beschwerdefihrerin ist gesund, arbeitsfahig und in Osterreich unbescholten.
Zum Leben der Beschwerdefiihrerin in Osterreich:

Die Beschwerdefuhrerin hat bereits am XXXX 2016 ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels beantragt, den in der
Folge erteilten Aufenthaltstitel aber nie behoben, sodass das entsprechende Verfahren mit XXXX eingestellt wurde. Am
XXXX 2017 ist die Beschwerdefiihrerin dann mit einem bis 19.06. XXXX befristeten Visum D per Direktflug von Teheran
nach Osterreich eingereist und hat am XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt.

Die Beschwerdeflhrerin hat zu einem nicht mehr genau feststellbaren Zeitpunkt im Iran den iranischen
Staatsangehérigen XXXX kennengelernt, dem spater in Osterreich Asylstatus zuerkannt wurde und mit dem sie seit
ihrer Ankunft in Osterreich im gemeinsamen Haushalt lebt. Am 02.10.2017 hat ihn die Beschwerdefiihrerin vor dem
Standesamt XXXX geheiratet. Abgesehen von ihrem Ehemann hat die Beschwerdeflihrerin keine Verwandten oder
sonstigen nahen Bezugspersonen in Osterreich.

Am 15.04. XXXX wurde die BeschwerdefUhrerin in der Evangelikalen XXXX Gemeinde XXXX getauft. Seit Oktober 2018
besucht sie gemeinsam mit ihrem Ehemann regelmaRig die Sonntagsgottesdienste, einen deutschsprachigen sowie
einen zweisprachigen Bibelkreis fur Deutsch und Farsi der Freikirche XXXX .

Die Beschwerdefihrerin spricht Deutsch auf A2-Niveau, wird finanziell von ihrem Ehemann unterstiitzt und arbeitet
seit Oktober 2018 einmal wochentlich ehrenamtlich im Schulerlokal XXXX der Freikirche XXXX sowie seit Februar 2019
zehn Stunden pro Woche - ebenso ehrenamtlich - bei der XXXX .

Zu den Fluchtgrinden der Beschwerdefiihrerin:

Fest steht, dass die Beschwerdefiihrerin aus innerer Uberzeugung zum Christentum konvertiert ist. Ebenso steht fest,
dass die Beschwerdefiihrerin im Falle der Ruckkehr in den Iran aufgrund ihrer behaupteten Konversion zum
christlichen Glauben Lebensgefahr oder ein Eingriff in ihre kdrperliche Integritat durch Mitglieder der Regierung oder
durch andere Personen drohen wirde.

Fest steht, dass die Beschwerdefiihrerin im Iran einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe
bzw. einer sonstigen konkreten individuellen Gefahr unterworfen ware.



Die Familie der Beschwerdefuhrerin hat sich aufgrund ihrer Konversion zum Christentum von ihr abgewandt und sie
mit dem Tod bedroht.

Zur mal3geblichen Situation im Iran:

Im Folgenden werden die wesentlichen Feststellungen aus dem vom Bundesverwaltungsgericht herangezogenen
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation auszugsweise wiedergegeben:

.Rechtsschutz / Justizwesen

Seit 1979 ist Iran eine Islamische Republik, in welcher versucht wird, demokratische und islamische Elemente
miteinander zu verbinden. Die iranische Verfassung besagt, dass alle Gesetze sowie die Verfassung auf islamischen
Grundsatzen beruhen mussen. Mit einer demokratischen Verfassung im europdischen Sinne kann sie daher nicht
verglichen werden (OB Teheran 10.2019). Das in der iranischen Verfassung enthaltene Gebot der Gewaltentrennung ist
praktisch stark eingeschrankt. Der Revolutionsfihrer ernennt fir jeweils funf Jahre den Chef der Judikative. Dieser ist
laut Artikel 157 der Verfassung die hdchste Autoritat in allen Fragen der Justiz. Die Unabhangigkeit der Gerichte ist in
der Verfassung festgeschrieben, unterliegt jedoch Begrenzungen. Immer wieder wird deutlich, dass Exekutivorgane,
v.a. der Sicherheitsapparat, trotz des formalen Verbots, in Einzelfdllen massiven Einfluss auf die Urteilsfindung und die
Strafzumessung nehmen. Zudem ist zu beobachten, dass fast alle Entscheidungen der verschiedenen Staatsgewalten
bei Bedarf informell durch den Revolutionsfiihrer und seine Mitarbeiter beeinflusst und gesteuert werden koénnen.
Auch ist das Justizwesen nicht frei von Korruption (AA 26.2.2020; vgl. BTl 2020). In Iran gibt es eine als unabhangige
Organisation aufgestellte Rechtsanwaltskammer (,Iranian Bar Association”; IBA). Allerdings sind die Anwalte der IBA
staatlichem Druck und EinschichterungsmaBnahmen, insbesondere in politischen Verfahren, ausgesetzt (AA
26.2.2020). Das Justizsystem wird als Instrument benutzt, um Regimekritiker und Oppositionelle zum Schweigen zu
bringen (FH 4.3.2020).

Richter werden nach religiésen Kriterien ernannt. Internationale Beobachter kritisieren weiterhin den Mangel an
Unabhangigkeit des Justizsystems und der Richter und, dass die Verfahren internationale Standards der Fairness nicht
erfallen (US DOS 11.3.2020). Iranische Gerichte, insbesondere die Revolutionsgerichte, verletzen immer wieder die
Regeln fur faire Gerichtsverfahren. Gestandnisse, die wahrscheinlich unter Anwendung von Folter erlangt wurden,
werden als Beweis vor Gericht verwendet (HRW 14.1.2020; vgl. AA 26.2.2020, HRC 28.1.2020). Die Behérden setzen sich
standig uUber die Bestimmungen hinweg, welche die Strafprozessordnung von 2015 fir ein ordnungsgemalies
Verfahren vorsieht, wie z.B. das Recht auf einen Rechtsbeistand (Al 18.2.2020; vgl. HRW 14.1.2020).

Das Verbot der Doppelbestrafung gilt nur stark eingeschrankt. Nach dem iranischen Strafgesetzbuch (IStGB) wird jeder
Iraner oder Auslénder, der bestimmte Straftaten im Ausland begangen hat und in Iran festgenommen wird, nach den
jeweils geltenden iranischen Gesetzen bestraft. Bei der Verhdngung von islamischen Strafen haben bereits ergangene
auslandische Gerichtsurteile keinen Einfluss. Insbesondere bei Betdubungsmittelvergehen drohen drastische Strafen.
In jungster Vergangenheit sind keine Falle einer Doppelbestrafung bekannt geworden (AA 26.2.2020).

Wenn sich Gesetze nicht mit einer Situation befassen, durfen Richter ihrem Wissen und ihrer Auslegung der Scharia
Vorrang einrdumen. Nach dieser Methode kdnnen Richter eine Person aufgrund ihres eigenen ,gottlichen Wissens" fir
schuldig erklaren (US DOS 11.3.2020).

In der Strafjustiz existieren mehrere voneinander getrennte Gerichtszweige. Die beiden wichtigsten sind die
ordentlichen Strafgerichte und die Revolutionsgerichte. Daneben sind die Pressegerichte fur Taten von Journalisten,
Herausgebern und Verlegern zustandig. Die “Sondergerichte fir die Geistlichkeit” sollen abweichende Meinungen
unter schiitischen Geistlichen untersuchen und ihre Urheber bestrafen. Sie unterstehen direkt dem Revolutionsfihrer
und sind organisatorisch auf3erhalb der Judikative angesiedelt (AA 9.12.2015; vgl. BTl 2018).

Die Zustandigkeit der Revolutionsgerichte beschrankt sich auf folgende Delikte:

- Straftaten betreffend die innere und &duBere Sicherheit des Landes, bewaffneter Kampf gegen das Regime,
Verbrechen unter Einsatz von Waffen, insbesondere "Feindschaft zu Gott" und "Korruption auf Erden";

- Anschlage auf politische Personen oder Einrichtungen;
- Beleidigung des Grunders der Islamischen Republik Iran und des jeweiligen Revolutionsfuhrers;

- Spionage fur fremde Machte;



- Rauschgiftdelikte, Alkoholdelikte und Schmuggel;
- Bestechung, Korruption, Unterschlagung offentlicher Mittel und Verschwendung von Volksvermdégen (AA 9.12.2015).

Gerichtsverfahren, vor allem Verhandlungen vor Revolutionsgerichten, finden nach wie vor unter Ausschluss der
Offentlichkeit statt und sind extrem kurz. Manchmal dauert ein Verfahren nur wenige Minuten (Al 22.2.2018).

Die iranische Strafrechtspraxis unterscheidet sich stark von jener der europaischen Staaten: Korperstrafen sowie die
Todesstrafe werden verhangt (OB Teheran 10.2020; vgl. AA 26.2.2020). Im iranischen Strafrecht sind kérperliche
Strafen wie die Amputation von Fingern, Hadnden und FilRen vorgesehen. Berichte lber erfolgte Amputationen dringen
selten an die Offentlichkeit. Wie hoch die Zahl der durchgefiihrten Amputationen ist, kann nicht geschatzt werden (AA
26.2.2020). Amputation eines beispielsweise Fingers bei Diebstahl fallt unter Vergeltungsstrafen (,Qisas"), ebenso wie
die Blendung, die auch noch immer angewendet werden kann. Durch Erhalt eines Abstandsgeldes (,Diya“) kann der
ursprunglich Verletzte jedoch auf die Anwendung einer Blendung verzichten. Derzeit ist bei Ehebruch noch die Strafe
der Steinigung vorgesehen. Auch auf diese kann vom ,Geschadigten” gegen eine Abstandsgeldzahlung verzichtet
werden. Im Jahr 2002 wurde ein Moratorium fir die Verhangung der Steinigungsstrafe erlassen, seit 2009 sind keine
Félle von Steinigungen belegbar (OB Teheran 10.2019). Zudem sieht das iranische Strafrecht bei bestimmten Vergehen
wie zum Beispiel Alkoholgenuss, Missachten des Fastengebots oder aullerehelichem Geschlechtsverkehr auch
Auspeitschung vor. RegelmaBig besteht aber auch hier die Mdglichkeit, diese durch Geldzahlung abzuwenden (AA
26.2.2020).

Aussagen hinsichtlich einer einheitlichen Strafverfolgungs- und Strafzumessungspraxis sind nur eingeschrankt
moglich, da sich diese durch Willkir auszeichnet. Rechtlich mdglich wird dies vorrangig durch unbestimmte
Formulierungen von Straftatbestanden und Rechtsfolgen sowie eine uneinheitliche Aufsicht der Justiz Uber die
Gerichte. Auch willktrliche Verhaftungen kommen vor und fihren dazu, dass Personen ohne ein anhangiges
Strafverfahren festgehalten werden. Wohl haufigster Anknupfungspunkt fur Diskriminierung im Bereich der
Strafverfolgung ist die politische Uberzeugung. Beschuldigten bzw. Angeklagten werden grundlegende Rechte
vorenthalten, die auch nach iranischem Recht garantiert sind. Untersuchungshaftlinge werden bei Verdacht eines
Verbrechens unbefristet ohne Anklage festgehalten. Oft erhalten Gefangene wahrend der laufenden Ermittlungen
keinen rechtlichen Beistand, weil ihnen dieses Recht verwehrt wird oder ihnen die finanziellen Mittel fehlen. Bei
bestimmten Anklagepunkten - wie z.B. Gefahrdung der nationalen Sicherheit - dirfen Angeklagte zudem nur aus einer
Liste von zwanzig vom Staat zugelassenen Anwalten auswahlen. Insbesondere bei politisch motivierten Verfahren
gegen Oppositionelle erheben Gerichte oft Anklage aufgrund konstruierter oder vorgeschobener Straftaten. Die
Strafen sind in Bezug auf die vorgeworfene Tat zum Teil unverhaltnismaRig hoch, besonders deutlich wird dies bei
Verurteilungen wegen AuRerungen in sozialen Medien oder Engagement gegen die Hijab-Pflicht (AA 26.2.2020).

Daruber hinaus ist die Strafverfolgungspraxis auch stark von aktuellen politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen
bestimmt. Im August 2018 wurde angesichts der kritischen Wirtschaftslage ein Sondergericht fur Wirtschaftsstraftaten
eingerichtet, das bislang schon einige Menschen wegen Korruption zum Tode verurteilt hat (AA 12.1.2019).

Hafterlass ist nach Ableistung der Halfte der Strafe moglich. Amnestien werden unregelmaRig vom Revolutionsfihrer
auf Vorschlag des Chefs der Justiz im Zusammenhang mit hohen religidsen Feiertagen und dem iranischen
Neujahrsfest am 21. Marz ausgesprochen. Bei Vergeltungsstrafen kénnen die Angehdrigen der Opfer gegen Zahlung
eines Blutgeldes auf den Vollzug der Strafe verzichten. Unter der Prasidentschaft Rohanis hat die Zahl der Aussetzung
der hohen Strafen bis hin zur Todesstrafe wegen des Verzichts der Angehdrigen auf den Vollzug der Strafe stark
zugenommen (AA 26.2.2020).

Rechtsschutz ist oft nur eingeschrankt mdoglich. Anwalte, die politische Falle Ubernehmen, werden systematisch
eingeschiichtert oder an der Ubernahme der Mandate gehindert. Der Zugang von Verteidigern zu staatlichem
Beweismaterial wird haufig eingeschrankt oder verwehrt. Die Unschuldsvermutung wird mitunter - insbesondere bei
politisch aufgeladenen Verfahren - nicht beachtet. Zeugen werden durch Drohungen zu belastenden Aussagen
gezwungen. Insbesondere Isolationshaft wird genutzt, um politische Gefangene und Journalisten psychisch unter
Druck zu setzen. Gegen Kautionszahlungen kénnen Familienmitglieder die Isolationshaft in einzelnen Fallen verhindern
oder verklrzen (AA 26.2.2020).

Haftbedingungen



Die Haftbedingungen in iranischen Geféngnissen sind von massiver Uberbelegung gepragt. Berichten zufolge kommt
es auch vor, dass bei Uberbelegung der Zellen Haftlinge im Freien untergebracht werden (OB Teheran 10.2019; vgl. US
DOS 11.3.2020, FH 4.3.2020), oder sie mussen auf Gangen oder am Boden schlafen. Geschatzt gibt es ca. eine
Viertelmillion Haftlinge (US DOS 11.3.2020). Die Haftbedingungen sind sehr oft auch gesundheitsschadigend. Berichtet
wird Uber unzureichende Ernahrung und Verweigerung notwendiger medizinischer Behandlung, in Einzelfallen mit
tédlichen Folgen. Auch ist von mangelnder Hygiene auszugehen (OB Teheran 10.2019; vgl. US DOS 11.3.2020, FH
4.3.2020, HRW 14.4.2020).

In den Gefangnissen wird auch von physischer und psychischer Folter berichtet. Dies gilt auch und gerade im
Zusammenhang mit Haftlingen, die unter politischem Druck stehen, zu intensive Kontakte mit Auslandern pflegen, etc.
Neben Elektroschocks werden u.a. Schlage, Verbrennungen, Vergewaltigungen, Scheinhinrichtungen, Verhaftung der
Familie, Einzelhaft und Schlafentzug verwendet. Dazu kommt vielfach der nicht oder nur ganz selten mogliche Kontakt
mit der Aullenwelt. Oft ist es Angehorigen wahrend mehrerer Wochen oder Monate nicht mdéglich, Héaftlinge zu
besuchen. Politische Gefangene oder Minderjahrige werden teils mit kriminellen Straftatern zusammengelegt, wodurch
Ubergriffe nicht selten sind (OB Teheran 10.2019).

Die Haftbedingungen fur politische und sonstige Haftlinge weichen stark voneinander ab. Dies betrifft in erster Linie
den Zugang =zu medizinischer Versorgung (einschlieBlich Verweigerung grundlegender Versorgung oder
lebenswichtiger Medikamente) sowie hygienische Verhdltnisse. Es kommt regelmaRig zu Hungerstreiks gegen
Haftbedingungen (AA 26.2.2020). Die Grenzen zwischen Freiheit, Hausarrest und Haft sind in Iran manchmal flieBend.
Politisch als unzuverldssig geltende Personen werden manchmal in ,sichere Hauser” gebracht, die den iranischen
Sicherheitsbehérden unterstehen, wo sie ohne Gerichtsverfahren Monate oder sogar Jahre festgehalten werden. Ein
besonders prominentes Beispiel ist Oppositionsfihrer Mehdi Karroubi, der zusammen mit seiner Frau und zwei
anderen Oppositionsfithrern seit 2011 unter Hausarrest steht (OB Teheran 10.2019). Von Hungerstreiks in iranischen
Gefangnissen wird des Ofteren berichtet, in der Regel entschlieRen sich politische Haftlinge dazu (OB Teheran 10.2019;
vgl. FH 4.3.2020).

Es ist nach wie vor Ublich, Inhaftierte zu foltern und anderweitig zu misshandeln, z. B. in Form von Einzelhaft Gber
lange Zeitrdume hinweg. Die grofRte Gefahr droht Inhaftierten bei Verhéren. Die Behorden gingen Foltervorwuirfen
grundsatzlich nicht nach und zogen die Verantwortlichen nicht zur Rechenschaft. Folter soll zu mehreren Todesfallen
in Gewahrsam gefuhrt oder dazu beigetragen haben (Al 18.2.2020).

Todesstrafe

Die Todesstrafe steht auf Mord (wobei die Familie des Opfers gegen Zahlung von Blutgeld auf die Hinrichtung
verzichten kann), Sexualdelikte, gemeinschaftlichen Raub, wiederholten schweren Diebstahl, Drogenschmuggel (nur
mehr bei besonders schweren Vergehen), schwerwiegende Verbrechen gegen die Staatssicherheit, ,Moharebeh”
(,Waffenaufnahme gegen Gott") und homosexuelle bzw. auBereheliche Handlungen (OB Teheran 10.2019; vgl. HRW
14.4.2020, AA 26.2.2020). Des weiteren terroristische Aktivitdten, Waffenbeschaffung, Hoch- und Landesverrat,
Veruntreuung und Unterschlagung offentlicher Gelder, Bandenbildung, Beleidigung oder Entweihung von heiligen
Institutionen des Islams oder heiligen Personen (z.B. durch Missionstatigkeit), Vergewaltigung und Geschlechtsverkehr
eines Nicht-Muslimen mit einer Muslimin (AA 26.2.2020). Auch der Abfall vom Islam (Apostasie) kann mit der
Todesstrafe geahndet werden (AA 26.2.2020; vgl. OB Teheran 10.2019). In den letzten 20 Jahren ist es jedoch zu keiner
Hinrichtung aus diesem Grund gekommen (AA 26.2.2020).

Der gréRte Anteil der Hinrichtungen entfallt mittlerweile auf Verurteilungen wegen Mord (OB Teheran 10.2019; vgl. AA
26.2.2020) und Sexualdelikten. Die Hinrichtungen werden regelmaBig durch Erhangen, selten durch Erschiel3en, z.T.
offentlich durchgefiihrt (OB Teheran 10.2019) und auch (selten) gegen zum Tatzeitpunkt Minderjahrige (OB Teheran
10.2019; vgl. AA 26.2.2020, HRW 14.4.2020, FH 4.3.2020, HRC 28.1.2020, Al 18.2.2020). Das Alter der strafrechtlichen
Verantwortlichkeit fir Buben liegt bei 15 und fur Madchen bei 9 Jahren (OB Teheran 12.2018; vgl. AA 26.2.2020) und
kann bei Eintritt der Volljahrigkeit vollstreckt werden. 2018 wurden mindestens vier zur Tatzeit minderjahrige
Tater/innen hingerichtet. Mehreren weiteren zur Tatzeit Minderjahrigen droht aktuell die Hinrichtung. 2019 wurden
erstmals auch zwei zum Zeitpunkt der Hinrichtung Minderjahrige verzeichnet (AA 26.2.2020). In der Vergangenheit
konnten einige Hinrichtungen von Jugendlichen aufgrund von groBem internationalen Druck (meist in letzter Minute)
verhindert werden (OB Teheran 10.2019). Hinrichtungen erfolgen weiterhin regelmiRig ohne rechtlich



vorgeschriebene vorherige Unterrichtung der Familienangehdrigen, die Herausgabe des Leichnams wird teilweise
verweigert oder verzogert (AA 26.2.2020). In Bezug auf die Anzahl der jahrlichen Hinrichtungen befindet sich Iran nach
China weltweit an zweiter Stelle (FH 4.3.2020).

Im Janner 2018 trat eine Gesetzesanderung zur Todesstrafe bei Drogendelikten in Kraft. Wer Drogenstraftaten
aufgrund von Armut oder Arbeitslosigkeit begeht, wird nicht mehr zum Tode verurteilt. Uber gewalttétige
Drogenstraftater und solche, die mehr als 100 Kilo Opium oder zwei Kilo industrielle Rauschgifte produzieren oder
verbreiten, wird weiterhin die Todesstrafe verhangt (OB Teheran 10.2019). Diese Gesetzesdnderungen fihrten zu einer
Uberprifung der Todesstrafe fiir Tausende von Haftlingen (FH 4.3.2020) und die Anzahl der bekannt gewordenen
Hinrichtungen sank (Al 10.4.2019; vgl. HRW 14.1.2020, FH 4.3.2020, HRC 8.2.2019). Das neue Gesetz gilt rtickwirkend,
sodass dadurch etwa 2.000 bis 5.000 bereits zum Tode Verurteilte von der Todesstrafe verschont bleiben kénnten (AA
26.2.2020). Nichtsdestotrotz hat Iran im Laufe des Jahres 2019 fast 300 Menschen hingerichtet, darunter mindestens
zwei jugendliche Straftater (FH 4.3.2020).

Viele Todesurteile werden nach internationalen Verfahrensstandards widersprechenden Strafverfahren gefallt: Es wird
immer wieder von durch Folter erzwungenen Gestandnissen oder fehlenden Kommunikationsméglichkeiten mit dem
Verteidiger bzw. fehlender freier Wahl eines Verteidigers berichtet, insbesondere bei ,politischen” oder die ,nationale
Sicherheit” betreffenden Fallen. Derzeit ist bei Ehebruch noch die Strafe der Steinigung vorgesehen (auf welche vom
.Geschadigten” gegen eine Abstandsgeldzahlung verzichtet werden kann). Zwar wurde im Jahr 2002 ein Moratorium
far die Verhadngung der Steinigungsstrafe erlassen, jedoch wurde dies im Jahr 2009 vom damaligen Justizsprecher fur
nicht bindend erklart. Es befinden sich noch mehrere Personen beiderlei Geschlechts auf der ,Steinigungsliste”. Seit
2009 sind jedoch keine Félle von Steinigungen belegbar (OB Teheran 10.2019).

Religionsfreiheit

In Iran leben ca. 82 Millionen Menschen, von denen ungefahr 99% dem Islam angehdren. Etwa 90% der Bevolkerung
sind Schiiten, ca. 9% sind Sunniten und der Rest verteilt sich auf Christen, Juden, Zoroastrier, Baha'i, Sufis, Ahl-e Haqq
und nicht weiter spezifizierte religiose Gruppierungen (BFA Analyse 23.5.2018). Der Islam schiitischer Pragung ist in
Iran Staatsreligion. Gleichwohl durfen die in Art. 13 der iranischen Verfassung anerkannten ,Buchreligionen” (Christen,
Juden, Zoroastrier) ihren Glauben im Land relativ frei austben. In Fragen des Ehe- und Familienrechts genieRBen sie
verfassungsrechtlich Autonomie. Jegliche Missionstatigkeit kann jedoch als ,mohareb” (Krieg gegen Gott) verfolgt und
mit dem Tod bestraft werden. Auch unterliegen Vertreter religioser Minderheiten Beschrankungen beim Zugang zu
héheren Staatsamtern. Nichtmuslime sehen sich darlber hinaus im Familien- und Erbrecht nachteiliger Behandlung
ausgesetzt, sobald ein Muslim Teil der relevanten Personengruppe ist (AA 26.2.2020; vgl. OB Teheran 10.2019).

Anerkannte religidse Minderheiten - Zoroastrier, Juden, (v.a. armenische und assyrische) Christen - werden
diskriminiert. Nicht anerkannte religidse Gruppen - Baha'i, konvertierte evangelikale Christen, Sufi (Derwisch-Orden),
Atheisten - werden in unterschiedlichem Ausmald verfolgt. Sunniten werden v.a. beim beruflichen Aufstieg im
offentlichen Dienst diskriminiert. Vertreter von anerkannten religiosen Minderheiten betonen immer wieder, wenig
oder kaum Repressalien ausgesetzt zu sein. Sie sind in ihrer Religionsausiibung - im Vergleich mit anderen Landern
der Region - nur relativ geringen Einschrankungen unterworfen. Darlber hinaus haben sie gewisse anerkannte
Minderheitenrechte, etwa - unabhéngig von ihrer zahlenméRigen Stérke - eigene Vertreter im Parlament (OB Teheran
10.2019). Funf von 290 Platzen im iranischen Parlament sind Vertretern von religidsen Minderheiten vorbehalten (BFA
Analyse 23.5.2018; vgl. FH 4.3.2020). Zwei dieser funf Sitze sind fUr armenische Christen reserviert, einer fur
chaldaische und assyrische Christen und jeweils ein Sitz fUr Juden und Zoroastrier. Nichtmuslimische Abgeordnete
durfen jedoch nicht in Vertretungsorgane, oder in leitende Positionen in der Regierung, beim Geheimdienst oder beim
Militar gewahlt werden (BFA Analyse 23.5.2018; vgl. FH 4.3.2020) und ihre politische Vertretung bleibt schwach (FH
4.3.2020).

Auch in einzelnen Aspekten im Straf-, Familien- und Erbrecht kommen Minderheiten nicht dieselben Rechte zu wie
Muslimen. Es gibt Berichte von Diskriminierung von Nichtschiiten aufgrund ihrer Religion, welche von der
Gesellschaft/Familien ausgeht und eine bedrohliche Atmosphére kreiert. Diskriminierung geht jedoch hauptsachlich
auf staatliche Akteure zurlick (OB Teheran 10.2019).

Das Recht auf Religions- und Glaubensfreiheit wird sowohl durch Gesetze als auch im taglichen Leben systematisch
verletzt. Die Behdrden zwingen weiterhin Personen aller Glaubensrichtungen einen Kodex fir Verhalten in der



Offentlichkeit auf, der auf einer strikten Auslegung des schiitischen Islams griindet. Wichtige politische Amter stehen
ausschlief3lich schiitischen Muslimen offen. Das Recht, eine Religion zu wechseln oder aufzugeben, wird weiterhin
verletzt (Al 18.2.2020).

Anerkannten ethnisch christlichen Gemeinden ist es untersagt, konvertierte Christen zu untersttitzen. Gottesdienste in
der Landessprache Farsi sind verboten, ebenso die Verbreitung christlicher Schriften. Teilweise werden einzelne
Gemeindemitglieder vorgeladen und befragt. Unter besonderer Beobachtung stehen insbesondere auch
hauskirchliche Vereinigungen, deren Versammlungen regelmaRig aufgeldst und deren Angehorige gelegentlich
festgenommen werden (AA 26.2.2020).

Schiitische Religionsfuhrer, welche die Regierungspolitik nicht unterstitzen, sind weiterhin Einschichterungen und
Verhaftungen ausgesetzt (US DOS 21.6.2019).

Laut der in den USA ansassigen NGO ,United for Iran” waren 2018 mindestens 272 Angehdrige religioser
Minderheitengruppen aufgrund des Praktizierens ihrer Religion inhaftiert, 165 Gefangene wegen ,Feindschaft gegen
Gott", 34 wegen ,Beleidigung des Obersten FUhrers und Ayatollah Khomeini” und 20 wegen ,Korruption auf Erden” (US
DOS 21.6.2019).

Personen, die sich zum Atheismus bekennen, kénnen willkirlich festgenommen, inhaftiert, gefoltert und anderweitig
misshandelt werden. Sie laufen Gefahr, wegen "Apostasie" (Abfall vom Glauben) zum Tode verurteilt zu werden (Al
18.2.2020). In der Praxis sind Verurteilungen wegen Apostasie jedoch sehr selten (wenn Uberhaupt noch vorhanden),
bei keiner der Hinrichtungen in den letzten Jahren gab es Hinweise darauf, dass Apostasie einer bzw. der eigentliche
Verurteilungsgrund war (OB Teheran 10.2019).

Apostasie, Konversion zum Christentum, Proselytismus, Hauskirchen

Apostasie (d.h. Religionswechsel weg vom Islam) ist im Iran zwar nicht im Strafgesetzbuch, aber aufgrund der
verfassungsrechtlich verankerten islamischen Jurisprudenz verboten und mit langen Haftstrafen (bis hin zur
Todesstrafe) bedroht (OB Teheran 10.2019). Konvertierte werden jedoch zumeist nicht wegen Apostasie bestraft,
sondern aufgrund anderer Delikte, wie zum Beispiel ,mohareb” (,Waffenaufnahme gegen Gott"), ,mofsid-fil-arz/fisad-
al-arz" (,Verdorbenheit auf Erden”), oder ,Handlungen gegen die nationale Sicherheit”. In der Praxis sind
Verurteilungen wegen Apostasie sehr selten, wenn tberhaupt noch vorhanden. Bei keiner der Hinrichtungen in den
letzten Jahren gibt es Hinweise darauf, dass Apostasie ein bzw. der eigentliche Verurteilungsgrund war. Hingegen gab
es mehrere Exekutionen wegen ,mohareb” (OB Teheran 10.2019; vgl. DIS/DRC 23.2.2018). Die Todesstrafe ist bei
Fallen, die mit Konversion zusammenhdangen, keine geldufige Bestrafung. Allein wegen Konversion werden keine
Gerichtsverfahren gefuhrt (DIS/DRC 23.2.2018). Schon seit vielen Jahren wurde kein Christ mehr vom Regime getétet,
wahrscheinlich aus Angst vor den daraus resultierenden internationalen Folgen (Open Doors 2020; vgl. AA 26.2.2020).
Anklagen lauten meist auf ,Gefahrdung der nationalen Sicherheit”, ,Organisation von Hauskirchen” und ,Beleidigung
des Heiligen”, wohl um die Anwendung des Scharia-Rechts und damit die Todesstrafe wegen Apostasie zu vermeiden
(AA 26.2.2020). Konversion wird als politische Aktivitdt angesehen. Falle von Konversion gelten daher als
Angelegenheiten der nationalen Sicherheit und werden vor den Revolutionsgerichten verhandelt. Nach anderen
Quellen wurden im Jahr 2017 gegen mehrere christliche Konvertiten hohe Haftstrafen (zehn und mehr Jahre) verhangt
[Anmerkung der Staatendokumentation: Verurteilungsgrund unklar] (AA 12.1.2019). Laut Weltverfolgungsindex 2020
wurden im Berichtszeitraum viele Christen, besonders solche mit muslimischem Hintergrund, vor Gericht gestellt und
zu langen Gefangnisstrafen verurteilt bzw. warten noch auf ihren Prozess. lhre Familien sind wahrend dieser Zeit
offentlichen Demutigungen ausgesetzt (Open Doors 2020).

Missionstatigkeit unter Muslimen kann eine Anklage wegen Apostasie und Sanktionen bis zur Todesstrafe nach sich
ziehen. Muslime durfen daher nicht an Gottesdiensten anderer Religionen teilnehmen. Trotz des Verbots nimmt die
Konversion weiter zu. Unter den Christen in Iran stellen Konvertiten aus dem Islam mit schatzungsweise mehreren
Hunderttausend inzwischen die groRte Gruppe dar, noch vor den Angehdrigen traditioneller Kirchen (AA 26.2.2020). In
Iran Konvertierte nehmen von offentlichen Bezeugungen ihrer Konversion naturgemdafl Abstand, behalten ihren
muslimischen Namen und treten in Schulen, Universitdten und am Arbeitsplatz als Muslime auf. Wer zum Islam
zurlickkehrt, tut dies ohne besondere religiodse Zeremonie, um Aufsehen zu vermeiden. Es genlgt, wenn die



betreffende Person glaubhaft versichert, weiterhin oder wieder dem islamischen Glauben zu folgen. Es gibt hier fur
den Ruckkehrer bestimmte religiose Formeln, die dem Beitritt zum Islam ahneln bzw. nahezu identisch sind (OB
Teheran 10.2019).

Einige Geistliche, die in der Vergangenheit in Iran verfolgt oder ermordet wurden, waren im Ausland zum Christentum
konvertiert. Die Tragweite der Konsequenzen fir jene Christen, die im Ausland konvertiert sind und nach Iran
zurlickkehren, hangt von der religidsen und konservativen Einstellung ihres Umfeldes ab. Jedoch wird von familidrer
Ausgrenzung berichtet, sowie von Problemen, sich in der islamischen Struktur des Staates zurechtzufinden (z.B.
EheschlieBung, soziales Leben) (OB Teheran 10.2019).

Es liegen keine Daten bzw. Details zu Rechtsprechung und Behérdenpraxis im Zusammenhang mit ,,Konversion” vom
Schiitentum zum Sunnitentum vor. Diese ,Konversion” ist auch nicht als Apostasie zu werten; bislang wurde noch kein
solcher Fall als Apostasie angesehen. Aufgrund von Diskriminierung von Sunniten im Iran koénnten &ffentlich
~konvertierte” Sunniten jedoch Nachteile in Beruf und Privatleben erfahren. Im derzeitigen Parlament sind Sunniten
(vorwiegend aus Sistan-Belutschistan) vertreten. Gewisse hohe politische Amter sind jedoch de facto Schiiten
vorbehalten. Keine besonderen Bestimmungen gibt es zur Konversion von einer nicht-islamischen zu einer anderen
nicht-islamischen Religion, da diese nicht als Apostasie gilt (OB Teheran 10.2019).

Die SchlieBungen der ,Assembly of God"-Kirchen im Jahr 2013 fihrten zu einer Ausbreitung der Hauskirchen. Dieser
Anstieg bei den Hauskirchen zeigt, dass sie - obwohl sie verboten sind - trotzdem die Méglichkeit haben, zu agieren.
Obwohl die Behdrden die Ausbreitung der Hauskirchen flrchten, ist es schwierig, diese zu kontrollieren, da sie
verstreut, unstrukturiert und ihre Ortlichkeiten meist nicht bekannt sind. Nichtsdestotrotz werden sie teils (iberwacht.
Die Behorden nutzen Informanten, die die Hauskirchen infiltrieren, deshalb organisieren sich die Hauskirchen in
kleinen und mobilen Gruppen. Wenn Behoérden Informationen bezlglich einer Hauskirche bekommen, wird ein
Uberwachungsprozess in Gang gesetzt. Es ist eher unwahrscheinlich, dass die Behérden sofort reagieren, da man
zuerst Informationen Uber die Mitglieder sammeln und wissen will, wer in der Gemeinschaft welche Aufgaben hat. Ob
die Behérden eingreifen, hangt von den Aktivititen und der GréRe der Hauskirche ab. Die Uberwachung von
Telekommunikation, Social Media und Online-Aktivitaten ist weit verbreitet. Es kann jedoch nicht klargestellt werden,
wie hoch die Kapazitaten zur Uberwachung sind. Die Behérden kénnen nicht jeden zu jeder Zeit Giberwachen, haben
aber eine Atmosphare geschaffen, in der die Blrger von einer standigen Beobachtung ausgehen (DIS/DRC 23.2.2018).

In den letzten Jahren gab es mehrere Razzien in Hauskirchen und Anfiihrer und Mitglieder wurden verhaftet (FH
4.3.2020; vgl. Al 18.2.2020). Eine Hauskirche kann beispielsweise durch Nachbarn aufgedeckt werden, die abnormale
Aktivitaten um ein Haus bemerken und dies den Behdrden melden. Ansonsten haben die Behorden eigentlich keine
Moglichkeit eine Hauskirche zu entdecken, da die Mitglieder in der Regel sehr diskret sind (DIS/DRC 23.2.2018).

Organisatoren von Hauskirchen kdnnen sich dem Risiko ausgesetzt sehen, wegen ,Verbrechen gegen Gott” angeklagt
zu werden, worauf die Todesstrafe steht. Es ist aber kein Fall bekannt, bei dem diese Beschuldigung auch tatsachlich
zu einer Exekution gefihrt hatte. In Bezug auf die Strafverfolgung von Mitgliedern von Hauskirchen besagt eine Quelle,
dass eher nur die Anfihrer von Hauskirchen gerichtlich verfolgt wirden, wahrend eine andere Quelle meint, dass
auch ,low-profile” Mitglieder davon betroffen sein kdnnen. Manchmal werden inhaftierte Anfihrer von Hauskirchen
oder Mitglieder auf Kaution entlassen und wenn es ein prominenter Fall ist, werden diese Personen von den Behdérden
gedrangt, das Land zu verlassen. Ein Hauskirchenmitglied, das zum ersten Mal festgenommen wird, wird
normalerweise nach 24 Stunden wieder freigelassen, mit der Bedingung, dass sie sich vom Missionieren fernhalten.
Eine Vorgehensweise gegen Hauskirchen ware, dass die Anfuhrer verhaftet und dann wieder freigelassen werden, um
die Gemeinschaft anzugreifen und zu schwachen. Wenn sie das Missionieren stoppen, werden die Behérden in der
Regel aufhoren, Informationen Uber sie zu sammeln. Es soll auch die Méglichkeit geben, sich den Weg aus der Haft zu
erkaufen (DIS/DRC 23.2.2018).

Bei Razzien in Hauskirchen werden meist die religiosen Fihrer zur Verantwortung gezogen, vor allem aus politischen
Grinden. Aufgrund der haufigen Unterstitzung auslandischer Kirchen fur Kirchen in Iran und der Ruckkehr von
Christen aus dem Ausland lautet das Urteil oft Verdacht auf Spionage und Verbindung zu auslandischen Staaten und
Feinden des Islam (z.B. Zionisten), oder Bedrohung fur die nationale Sicherheit. Diese Urteile sind absichtlich vage
formuliert, um ein grofRtmaogliches Tatigkeitsspektrum abdecken zu kdnnen. Dariber hinaus beinhalten die Urteile
auch den Konsum von Alkohol wahrend der Messe (obwohl der Alkoholkonsum im Rahmen der religiésen Riten einer



registrierten Gemeinschaft erlaubt ist), illegale Versammlung, Respektlosigkeit vor dem Regime und Beleidigung des
islamischen Glaubens. Den verhafteten Christen werden teilweise nicht die vollen Prozessrechte gewdhrt - oft werden
sie ohne Anwaltsberatung oder ohne formelle Verurteilung festgehalten bzw. ihre Haft Gber das Strafmal} hinaus
verlangert. Berichten zufolge sollen auch Kautionszahlungen absichtlich sehr hoch angesetzt werden, um den Familien
von Konvertiten wirtschaftlich zu schaden. Im Anschluss an die Freilassung wird Konvertiten das Leben erschwert,
indem sie oft ihren Job verlieren bzw. es ihnen verwehrt wird, ein Bankkonto zu eréffnen oder ein Haus zu kaufen (OB
Teheran 10.2019). Die Regierung nutzt unverhaltnismafig hohe Kautionszahlungen, um verurteilte Christen vorsatzlich
verarmen zu lassen (Open Doors 2020).

Ob ein Mitglied einer Hauskirche im Visier der Behdrden ist, hangt auch von seinen durchgefiihrten Aktivitaten, und ob
er/sie auch im Ausland bekannt ist, ab. Normale Mitglieder von Hauskirchen riskieren, zu regelmafligen Befragungen
vorgeladen zu werden, da die Behdrden diese Personen schikanieren und einschichtern wollen. Eine Konversion und
ein anonymes Leben als konvertierter Christ allein fihren nicht zu einer Verhaftung. Wenn der Konversion aber andere
Aktivitaten nachfolgen, wie zum Beispiel Missionierung oder das Unterrichten von anderen Personen im Glauben,
dann kann dies zu einem Problem werden. Wenn ein Konvertit nicht missioniert oder eine Hauskirche bewirbt, werden
die Behdrden i.d.R. nicht Gber ihn Bescheid wissen (DIS/DRC 23.2.2018).

Konvertierte Rickkehrer, die keine Aktivitdten in Bezug auf das Christentum setzen, werden fir die Behdrden nicht von
Interesse sein. Wenn ein Konvertit schon vor seiner Ausreise den Behdrden bekannt war, kénnte dies anders sein.
Wenn er den Behoérden nicht bekannt war, dann ware eine Riickkehr nach Iran kein Problem. Konvertiten, die ihre
Konversion aber offentlich machen, kénnen sich Problemen gegenibersehen. Wenn ein zurlickgekehrter Konvertit
sehr freimitig Uber seine Konversion in den Social Media-Kanalen, einschlieBlich Facebook berichtet, kénnen die
Behorden auf ihn aufmerksam werden und ihn bei der Rickkehr verhaften und befragen. Der weitere Vorgang wirde
davon abhangen, was der Konvertit den Behorden erzahlt. Wenn der Konvertit kein ,high-profile”-Fall ist und nicht
missionarisch tatig ist bzw. keine anderen Aktivitdten setzt, die als Bedrohung der nationalen Sicherheit angesehen
werden, wird der Konvertit wohl keine harsche Strafe bekommen. Eine Bekanntgabe der Konversion auf Facebook
allein wirde nicht zu einer Verfolgung fuhren, aber es kann durchaus dazu fiihren, dass man beobachtet wird. Ein
gepostetes Foto im Internet kann von den Behdrden ausgewertet werden, gemeinsam mit einem Profil und den
Aktivitaten der konvertierten Person. Wenn die Person vor dem Verlassen des Landes keine Verbindung mit dem
Christentum hatte, wirde er/sie nicht verfolgt werden. Wenn eine konvertierte Person die Religion in politischer Weise
heranzieht, um zum Beispiel Nachteile des Islam mit Vorteilen des Christentums auf sozialen Netzwerken zu
vergleichen, kann das zu einem Problem werden (DIS/DRC 23.2.2018).

Ob eine Taufe fur die iranischen Behodrden Bedeutung hat, kann nicht zweifelsfrei gesagt werden. Wahrend Amnesty
International und eine anonyme Quelle vor Ort aussagen, dass eine Taufe keine Bedeutung habe, ist sich ein
Auslénder mit Kontakt zu Christen in Iran darUber unsicher; Middle East Concern, eine Organisation, die sich um die
BedUrfnisse von Christen im Mittleren Osten und Nordafrika kimmert, ist der Meinung, dass eine dokumentierte Taufe
die Behorden alarmieren und problematisch sein kénnte (DIS/DRC 23.2.2018).

Die Regierung schrankt die Veroffentlichung von religisem Material ein und christliche Bibeln werden haufig
konfisziert. Auch Publikationen, die sich mit dem Christentum beschaftigen und schon auf dem Markt waren, wurden
konfisziert, obwohl es von der Regierung genehmigte Ubersetzungen der Bibel gibt. Verlage werden unter Druck
gesetzt, Bibeln oder nicht genehmigtes nicht-muslimisches Material nicht zu drucken (US DOS 21.6.2019).

Christen

Glaubwiurdige Schatzungen sprechen von 100.000 bis 300.000 Christen in Iran, von denen der Grof3teil den
armenischen Christen angehdrt. Diese leben hauptsachlich in Teheran und Isfahan. Die armenischen Christen gehéren
zu den anerkannten religiosen Minderheiten, die in der Verfassung genannt werden. Ihnen stehen zwei der 290 Sitze
im iranischen Parlament zu. Laut den konsultierten Quellen kénnen armenische Christen - solange sie sich an die
Gesetze der Islamischen Republik Iran halten - ihren Glauben relativ frei austiben. Es gibt Kirchen, die auch von aullen
als solche erkennbar sind. Sie haben das Recht, religidse Riten und Zeremonien abzuhalten, Ehen nach den eigenen
religiosen Gesetzen zu schliefen und auch Privatschulen zu betreiben. Persénliche Angelegenheiten und religiose
Erziehung kdnnen dem eigenen religiosen Kanon nach geregelt werden. Es gibt aber auch Einschrankungen, mit denen
auch anerkannte religiose Minderheiten zu leben haben, beispielsweise Nachteile bei der Arbeitssuche, islamische



Bekleidungsvorschriften und Benachteiligungen insbesondere im Familien- und Erbrecht. Eine wichtige Einschrankung
ist das Proselytismusverbot, das fur alle religiosen Minderheiten gilt. Missionierung kann im Extremfall mit dem Tod
bestraft werden (BFA Analyse 23.5.2018). Nicht einmal Zeugen Jehovas missionieren in Iran (DIS/DRC 23.2.2018).

Das Christentum ist in der iranischen Verfassung als Religion anerkannt. Den historisch ansassigen Kirchen, die
vorwiegend ethnische Gruppierungen abbilden (die armenische, assyrische und chaldaische Kirche) wird eine
besondere Stellung zuerkannt. Religiose Aktivitdten sind nur in den jeweiligen Gotteshdusern und Gemeindezentren
erlaubt; christliche Gottesdienste auf Farsi sowie missionarische Tatigkeiten sind generell verboten (OB Teheran
10.2019; vgl. AA 26.2.2020), ebenso die Verbreitung christlicher Schriften (AA 26.2.2020). Sonstige zahlenmaRig
bedeutende Gruppen stellen Katholiken und Protestanten, die ihren Ursprung in der Zeit des Schah-Regimes haben.
Die Mitglieder sind meist Konvertiten aus dem Islam. Grundrechtlich besteht ,Kultusfreiheit” innerhalb der Mauern der
Gemeindezentren und der Kirchen. Jedoch haben Nichtmuslime weder Religionsfreiheit in der Offentlichkeit, noch
Meinungsfreiheit oder Versammlungsfreiheit. Jegliche missionarische Tatigkeit inklusive des &ffentlichen Verkaufs von
werbenden Publikationen und der Anwerbung Andersglaubiger ist verboten (Proselytismusverbot) und wird streng
bestraft. Das Strafgesetz sieht flr Proselytismus die Todesstrafe vor, wobei es in den letzten Jahren zu keinem
derartigen Urteil kam. Infolge des Proselytismusverbots wird gegen evangelikale Gruppen (,Hauskirchen”) oft hart
vorgegangen (Verhaftungen, Beschlagnahmungen, vor ein paar Jahren auch angeblich vollstreckte Todesurteile).
Autochthone Kirchen halten sich meist penibel an das Verbot (OB Teheran 10.2019).

Da Konversion vom Islam zu einer anderen Religion verboten ist, erkennt die Regierung nur armenische oder
assyrische Christen an [abgesehen von Juden und Zoroastriern], da diese Gruppen schon vor dem Islam im Land
waren, bzw. es sich um Staatsbirger handelt, die beweisen kénnen, dass ihre Familien schon vor 1979 [Islamische
Revolution] Christen waren. Sabder-Mandder werden auch als Christen gefuihrt, obwohl sie sich selbst nicht als
Christen bezeichnen. Staatsbiirger, die nicht den anerkannten Religionsgemeinschaften angehdren, oder die nicht
beweisen kénnen, dass ihre Familien schon vor der Islamischen Revolution Christen waren, werden als Muslime
angesehen. Mitglieder der anerkannten Minderheiten mussen sich registrieren lassen (US DOS 21.6.2019).

Im Weltverfolgungsindex 2020 von Christen von Open Doors befindet sich Iran, wie im letzten Jahr, auf dem neunten
Platz. Im Beobachtungszeitraum (November 2018 - Oktober 2019) wurden 169 Christen verhaftet, 114 von ihnen in
einer einzigen Woche Ende 2018 (Open Doors 2020).”

2. BeweiswUrdigung:
Zu den Feststellungen zur Person der Beschwerdefiihrerin:

Die Feststellungen zur Identitat der Beschwerdeflihrerin ergeben sich aus dem im Verwaltungsverfahren vorgelegten
unbedenklichen iranischen Reisepass vom XXXX mit der Nummer XXXX .

Die Feststellungen zur ihrer Volksgruppenzugehorigkeit, ihrer Muttersprache, zu ihrer Ausbildung und finanziellen
Situation im Iran, zum Aufenthalt ihrer Familie in ihrem Herkunftsstaat und zu ihrem Gesundheitszustand griinden sich
auf ihre diesbezlglich glaubhaften Angaben, die im gesamten Verfahren gleichgeblieben sind. Ihre Unbescholtenheit
ergibt sich aus dem eingeholten Strafregisterauszug.

Zum Leben der Beschwerdefiihrerin in Osterreich:

Die Feststellungen zum beantragten Aufenthaltstitel ergeben sich aus dem Schreiben des XXXX an das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl vom XXXX , in welchem Uber den unrechtmaRigen Aufenthalt der Beschwerdefthrerin und
die Einstellung des Verfahrens informiert wurde.

Die Feststellungen zur rechtmaRigen Einreise der Beschwerdeflihrerin in das Bundesgebiet lassen sich aus der vom
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl eingeholten VISA-Auskunft, dem vorgelegten Visum sowie den glaubhaften
Ausfihrungen der Beschwerdefiihrerin ableiten.

Das Zusammenleben der Beschwerdefiihrerin mit XXXX seit ihrer Ankunft in Osterreich ergibt sich aus der eingeholten
Meldeauskunft, die Hochzeit ist der vorgelegten unbedenklichen Heiratsurkunde zu entnehmen. Dass die
Beschwerdefiihrerin ihren Ehemann bereits im Iran kennengelernt hat, ergibt sich unstrittig aus ihren diesbezlglich
widerspruchsfreien Angaben.



Die Taufe der BeschwerdeflUhrerin ist aus dem vorgelegten Taufzeugnis, die ehrenamtlichen Tatigkeiten sind aus den
vorgelegten Bestatigungen der XXXX vom XXXX sowie der Freikirche XXXX vom XXXX ersichtlich. Ihre Deutschkenntnisse
sind dem vorgelegten Zeugnis zur Integrationsprufung zu entnehmen.

Die regelmaRigen Besuche der Bibelkreise und Gottesdienste der Freikirche XXXX ergeben sich zum einen aus der vom
Zeugen XXXX verfassten schriftlichen Bestatigung vom XXXX sowie aus seiner Einvernahme in der
Beschwerdeverhandlung vom XXXX .

Zum Fluchtvorbringen der Beschwerdefuhrerin:

Soweit die Beschwerdefiihrerin vorbrachte, sie wirde aufgrund ihrer Heirat mit einem Christen und ihrer Konversion
zum christlichen Glauben im Falle einer Rickkehr in den Iran verfolgt, kommt ihrem Vorbringen aus nachfolgenden
Grinden fur glaubhaft erachtet:

GemalR 8 3 Abs. 1 AsylG 2005 liegt es am Beschwerdefuhrer, entsprechend glaubhaft zu machen, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Fltchtlingskonvention droht. Zum Zweck
der Glaubhaftmachung ist der Beschwerdefuhrer verpflichtet, initiativ alles darzulegen, was fur das Zutreffen der
behaupteten Voraussetzungen spricht und hat er diesbeziglich konkrete Umstdnde anzufuhren, die objektive
Anhaltspunkte fiir das Vorliegen dieser Voraussetzungen liefern. Allgemein gehaltene Behauptungen reichen fur eine
Glaubhaftmachung nicht aus. Das Vorbringen des Beschwerdeflhrers ist auf seine Glaubhaftigkeit hin zu Gberprifen.
Im Zuge dieser Uberprifung ist auch auf das Kriterium der persénlichen Glaubwiirdigkeit des Beschwerdefiihrers
abzustellen. Diese personliche Glaubwirdigkeit kann dadurch eingeschrankt werden, wenn der Beschwerdefiihrer
sein Vorbringen auf ge- oder verfalschte Beweismittel stutzt, wichtige Tatsachen verheimlicht bzw. diese bewusst falsch
darstellt, sein Vorbringen im Laufe des Verfahrens auswechselt oder unbegrindet und verspatet erstattet, keine
Interesse am Verfahrensablauf zeigt und die nétige Mitwirkung verweigert. Hinzu kommt, dass das Vorbringen
genugend substantiiert sein muss. Ungenltgende Substantiierung ist dann gegeben, wenn der Beschwerdefuhrer den
Sachverhalt sehr vage schildert, seine Angaben auf Gemeinplatze beschrankt, nicht in der Lage ist, konkrete und
detaillierte Angaben Uber seine behaupteten Erlebnisse zu machen. Das Vorbringen hat zudem plausibel zu sein. D.h.
es muss mit den Tatsachen oder der allgemeinen Erfahrung Ubereinstimmen. Schlie8lich muss ein Vorbringen auch in
sich schlUssig sein, was nicht gegeben ist, wenn sich der Beschwerdefuhrer in wesentlichen Aussagen widerspricht.

Die Beschwerdefiihrerin brachte vor, dass sie nach ihrer Ankunft in Osterreich gesehen habe, dass ihr Mann Christ sei.
Er habe sie in die Kirche eingeladen, wo sie an Veranstaltungen teilgenommen habe. Sie habe dann den Glauben im
Christentum gefunden.

In der Beschwerdeverhandlung war sie in der Lage, ein gewisses religioses Grundwissen und ihre Griinde fur den
Religionswechsel glaubhaft darzustellen.

Der in der Beschwerdeverhandlung einvernommene Zeuge brachte vor, dass die Beschwerdeflhrerin gemeinsam mit
ihrem Mann die Bibelkreise der Gemeinde besuchen wuirde. Er habe die Beschwerdefihrerin kennengelernt und
wulrde es fur ihn klar sein, dass ihr Glaube aus dem Herzen komme. Dies wilrde er auch aus der mit der
Beschwerdefiihrerin stattfindenden Diskussion von Bibeltexten und ihrer Einbringung bei Gemeindeaktivitaten
erkennen.

In einer Zusammenschau ist daher davon auszugehen, dass die Beschwerdefiihrerin aus einer inneren Uberzeugung
heraus zum christlichen Glauben konvertiert ist.

Zutreffend fuhrte die Beschwerdefuhrerin in ihrer Beschwerde auch aus, dass Apostasie im Iran im schlimmsten Fall
mit dem Tod bestraft wird. Die Beschwerdefiihrerin wies glaubhaft darauf hin, dass ihr Cousin beim ,Sepah” arbeite
und ware sie von diesem damit bedroht worden, dass er sie toten werde, wenn sie in den Iran zurtickkehre. Es kann
daher nicht ausgeschlossen werden, dass sie zumindest durch diesen Cousin als Konvertitin an die iranischen
Behdrden verraten werden wurde.

Zu den Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat:

Die den Landerfeststellungen zu Grunde liegenden Berichte wurden der BeschwerdefUhrerin mit der Ladung zur
mundlichen Verhandlung Ubermittelt bzw. in der mundlichen Verhandlung ins Verfahren eingebracht. Der
Beschwerdefiihrerin wurde die Bedeutung dieser Berichte erklart, insbesondere, dass aufgrund dieser Berichte die
Feststellungen zu ihrem Herkunftsstaat getroffen werden, sowie deren Zustandekommen. |hr wurde die Mdoglichkeit


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3

gegeben in die Landerberichte Einsicht zu nehmen und allenfalls dazu innerhalb einer Frist von zwei Wochen Stellung
zu nehmen. Im Ubrigen ist die Beschwerdefiihrerin den Lidnderfeststellungen nicht substantiiert entgegen getreten.

Die Feststellungen zur mafRgeblichen Situation im Herkunftsstaat stitzen sich auf die zitierten Quellen. Da diese
aktuellen Landerberichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen von
regierungsoffiziellen und nicht-regierungsoffiziellen Stellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen
Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widerspriche darbieten, besteht im vorliegenden Fall fir das
Bundesverwaltungsgericht kein Anlass, an der Richtigkeit der getroffenen Landerfeststellungen zu zweifeln. Insoweit
den Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat Berichte dlteren Datums zugrunde liegen, ist auszufuhren, dass sich
seither die darin angeflihrten Umstande unter Berlcksichtigung der dem Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen
vorliegenden Berichte aktuelleren Datums fir die Beurteilung der gegenwartigen Situation nicht wesentlich geandert
haben.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal? § 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da im
vorliegenden  Verfahren keine Entscheidung durch Senate vorgesehen ist, liegt gegenstandlich
Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8 59 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behorde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

8 1 BFA-VG, BGBI. 1 2012/87 idgF bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine Verfahrensbestimmungen beinhaltet,
die fur alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, vor Vertretungsbehorden
oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere
Verfahrensbestimmungen im AsylG und im FPG bleiben unberthrt.

Zu A)
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten:

GemaR § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (AsylG) ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung
iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention (GFK) droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in 8 2 Abs. 1 Z
11 AsylG, die auf Art. 9 der Statusrichtlinie verweist).

Fluchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist, wer sich aus der begriindeten Furcht vor Verfolgung wegen der
Rasse, Religion, Nationalitit, Zugehérigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Uberzeugung,
auBBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich
des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder der staatenlos ist, sich auerhalb des Landes seines gewdhnlichen
Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land

zurlckzukehren.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist zentraler Aspekt der in Art. 1 Abschnitt AZ 2 der

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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